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Az.: I A 2.6 
 
Schriftliche Stellungnahme zum   
 
Gesetzentwurf der Fraktion der FDP für ein Zehntes Gesetz zur Änderung des Hessischen Gesetzes über die 
öffentliche Sicherheit und Ordnung (HSOG) – Drucks. 17/133 –  
  
Die Stellungnahme betrifft ausschließlich die Neufassung des § 14 Abs. 5 HSOG in Art. 1 Nr. 1 des Gesetz-
entwurfs. 
 
1. Die Vorgaben des Bundesverfassungsgerichts  

Das Bundesverfassungsgericht hält in seiner Entscheidung vom 11.3.2008 (1 BvR 2074/05, 1254/07, NJW 
2008, 1505) die Erfassung und Auswertung von Kraftfahrzeugkennzeichen nicht grundsätzlich für verfas-
sungswidrig. Solche Eingriffe in das Grundrecht auf informationelle Selbstbestimmung können dann ge-
rechtfertigt sein, wenn das Land eine Gesetzgebungskompetenz für diese Regelung hat und wenn diese 
Regelung ausreichend bestimmt und verhältnismäßig ist.  

Eine gesetzliche Ermächtigung zur automatisierten Kennzeichenerfassung muss ausreichend klar und 
bestimmt sein. Der Gesetzgeber hat Anlass, Zweck und Grenzen des Eingriffs hinreichend bereichsspe-
zifisch, präzise und normenklar festzulegen. Die bisherige Regelung in Hessen enthielt keine bereichs-
spezifische und normenklare Bestimmung des Anlasses und des Verwendungszwecks der automatisierten 
Erhebung. Sie erlaubte die Kennzeichenerfassung „zum Zwecke des Abgleichs mit dem Fahndungsbestand“. 
Damit war jedoch weder der Anlass noch der Ermittlungszweck benannt, dem sowohl die Erhebung als auch 
der Abgleich letztlich dienen sollen. „Werden im Gesetz zum Verwendungszweck keine Aussagen getroffen, 
schließt die Ermächtigung alle denkbaren Verwendungszwecke ein.“ (BVerfG, NJW 2008, 1505, Rn. 99) Die 
Unbestimmtheit wurde dadurch gesteigert, dass die bisherige Fassung der Vorschrift auch keinen Anlass 
für die Erfassung vorsah. Schließlich fehlte es an einer ausreichenden Bestimmung der Daten, die erhoben 
werden dürfen. 

 

 Universität Kassel 
 Fachgebiet Öffentliches Recht, 
 insb. Umwelt- und Technikrecht 
 Nora-Platiel-Straße 5 
 34109 Kassel 
  
 a.rossnagel@uni-kassel.de 
fon +49-561 804 3130 
fax +49-561 804 3737 
 
 Sekretariat: Edith Weise 
fon +49-561 804 2874 
 
 15.8.2008 

Hessischer Landtag  
Innenausschuss 
Der Vorsitzende 
 
65022 Wiesbaden  
  

Fachbereich 
Wirtschaftswissenschaften 

                     
 

 Prof. Dr. Alexander Roßnagel 

Universität Kassel 
Nora-Platiel-Str. 5 • D - 34109 Kassel 

Teil 4 - Nr. 20Ausschussvorlage INA 17/3 229



Die Kennzeichenüberwachung soll zum Schutz der öffentlichen Sicherheit und Ordnung eingesetzt werden. 
Diese Schutzgüter besitzen grundsätzlich ein hohes verfassungsrechtliches Gewicht. Für das Bundesverfas-
sungsgericht ist jedoch das Gewicht des jeweils konkret verfolgten Einsatzzwecks entscheidend und dieses 
hängt davon ab, in welcher Intensität diese Schutzgüter konkret gefährdet sind. Daher müssen die Ermäch-
tigungen Eingriffsschwellen enthalten, die einen verhältnismäßigen Ausgleich zwischen Schutzgutgefähr-
dung und Grundrechtseingriff bewirken. Grundrechtseingriffe einer bestimmten Eingriffsintensität dürfen 
daher gesetzlich erst von bestimmten Verdachts- oder Gefahrenstufen an vorgesehen werden. Je gewich-
tiger die drohende Schutzgutbeeinträchtigung und je weniger gewichtig der Grundrechtseingriff ist, desto 
geringer darf die Wahrscheinlichkeit sein, mit der auf eine drohende oder erfolgte Verletzung des Rechts-
guts geschlossen werden kann, und desto weniger fundiert dürfen gegebenenfalls die Tatsachen sein, die 
dem Verdacht zugrunde liegen. Doch selbst bei höchstem Gewicht der drohenden Rechtsgutbeeinträchti-
gung kann auf das Erfordernis einer hinreichenden Wahrscheinlichkeit nicht verzichtet werden. Grund-
rechtseingreifende Ermittlungen „ins Blaue hinein“ lässt die Verfassung nicht zu (BVerfG, NJW 2008, 1505, 
Rn. 169). 

Genau dies aber erlaubte die bisherige Regelung. Ihr fehlten die tatbestandlichen Eingrenzungen durch 
Eingriffschwellen, die erst die Verhältnismäßigkeit der Maßnahmen sicherstellen. Aufgrund ihrer unbe-
stimmten Weite ermöglichte sie anlasslos sogar eine räumlich breit verteilte wiederholte automatisierte 
Überwachung bestimmter Personen. „Eine automatisierte Kennzeichenerfassung, die unterschiedslos jeden 
nur deshalb trifft, weil er mit einem Fahrzeug eine ohne besonderen Anlass oder gar dauerhaft einge-
richtete Stelle zur automatisierten Erfassung von Kraftfahrzeugkennzeichen passiert, vermittelt ... den 
Eindruck ständiger Kontrolle. Das sich einstellende Gefühl des Überwachtwerdens kann zu Einschüchte-
rungseffekten und in der Folge zu Beeinträchtigungen bei der Ausübung von Grundrechten führen. 
Hierdurch sind nicht nur die individuellen Entfaltungschancen des Einzelnen betroffen, sondern auch das 
Gemeinwohl, weil die Selbstbestimmung eine elementare Funktionsbedingung eines auf Handlungs- und 
Mitwirkungsfähigkeit seiner Bürger gegründeten freiheitlichen demokratischen Gemeinwesens ist.“ (BVerfG, 
NJW 2008, 1505, Rn. 173) 
 
2. Die Neufassung im Gesetzentwurf 

Bezogen auf den Entwurf steht dem Land die Gesetzgebungskompetenz zu. Das Land ist nur für die Rege-
lung der Gefahrenabwehr und der Straftatenverhütung zuständig, nicht aber für die Strafverfolgung und die 
Strafverfolgungsvorsorge. Der Entwurf beschränkt die Kraftfahrzeugkennzeichenerfassung jedoch auf die 
Gefahrenabwehr und die Straftatenverhütung und bleibt damit im Bereich der Landeskompetenz. 

Der Gesetzentwurf orientiert sich an der Regelung des § 36a Polizeigesetz Brandenburg. Diese bietet eine 
verfassungsgemäße Regelung (BVerfG, NJW 2008, 1505, Rn. 183), die eine ausführliche, aber enge Ermäch-
tigung zum Einsatz der Kennzeichenerfassung enthält (S. ausführlich Roßnagel, Kennzeichenscanning – 
Verfassungsrechtliche Bewertung der verdachtslosen automatisierten Erfassung von Kraftfahrzeugkenn-
zeichen, ADAC, München Januar 2008, S. 38 ff., 69f.) 
 
2.1 Eingriffsvoraussetzungen 

Für die Erhebung der Daten der Kraftfahrzeugkennzeichen nennt der Entwurf Anlass und Ermittlungszweck. 
Er lässt die Erhebung nur unter drei engen Voraussetzungen zu und verhindert so, dass die Überwachung 
des Straßenverkehrs durch Kraftfahrzeugkennzeichenerfassung zu einer jederzeit und überall einsetzbaren 
Standardmaßnahme wird.  
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Er begrenzt den Erhebungszweck auf eine gegenwärtige Gefahr oder eine unmittelbar bevorstehende 
Straftat.  

Er begrenzt den Anlass in unterschiedlicher Weise. In Nr. 2 begrenzt er die Möglichkeit der Kraftfahrzeug-
kennzeichenerfassung auf bestimmte und eng begrenzte Situationen. In Nr. 3 begrenzt er den Anlass auf 
den seltenen Fall, dass eine Person oder ein Fahrzeug nach § 17 ausgeschrieben wurde. In Nr. 1 wird zwar 
kein Anlass genannt. Allerdings ist der Zweck so außerordentlich und dringend (gegenwärtige Gefahr für 
Leib oder Leben einer Person) und zugleich ausreichend bestimmt, dass auch diese Regelung der verfas-
sungsrechtlichen Abwägung zwischen Eingriffstiefe und Eingriffszweck genügen kann. 

Insgesamt stellt die enge tatbestandliche Regelung der Eingriffsvoraussetzungen eine verhältnismäßige 
Lösung dar (s. hierzu näher Roßnagel, a.a.O, S. 69f.). 
 
2.2 Verwendungsbedingungen 

Der Verwendungszweck der Daten wird durch den Entwurf auf einen Abgleich „mit den zur Abwehr der 
Gefahr nach Satz 1 gespeicherten polizeilichen Daten“ beschränkt. Die Zweckbindung des Datenabgleichs 
auf die jeweils nach den drei Erhebungsvoraussetzungen abzuwehrende Gefahr ist ausreichend bestimmt 
und verhältnismäßig. Sie verhindert eine Zweckänderung oder Zweckausweitung auf beliebige polizeiliche 
Fahndungsinteressen. 
 
2.3 Sicherungen der informationellen Selbstbestimmung    

Der Gesetzentwurf enthält auch vom Bundesverfassungsgericht geforderte Vorkehrungen gegen einen 
Missbrauch der Fahndungsmöglichkeiten und gegen eine Verletzung des Grundrechts auf informationelle 
Selbstbestimmung.     

Zum einen legt der Entwurf fest, dass die Daten offen erhoben werden müssen. Dies ist notwendig, weil der 
verdeckte Einsatz der Kontrollmaßnahme nicht zum Rechtsgüterschutz erforderlich ist und faktisch „der 
freien, für den Bürger nicht vorhersehbaren Entscheidung der Exekutive überlassen“ wäre. Aufgrund der 
offenen Datenerhebung kann der Bürger den Eingriff in sein Grundrecht auf informationelle Selbstbestim-
mung wahrnehmen und auf seine Rechtmäßigkeit hin überprüfen (s. auch Roßnagel, Verfassungsrechtliche 
Grenzen polizeilicher Kfz-Kennzeichenerfassung, NJW 2008, i.E.).  

Zum anderen fordert der Entwurf die sofortige Löschung der Nicht-Treffer-Daten. Diese Regelung ist 
ebenfalls für die Verhältnismäßigkeit der Fahndungsmaßnahme erforderlich, weil die weitere Speicherung 
der Daten nicht zur Erfüllung der im Erlaubnistatbestand genannten drei Gefahrenabwehraufgaben erfor-
derlich wäre.  

Zum dritten verbietet der Entwurf die Erstellung von Bewegungsprofilen. Damit stellt er eine normative 
Hürde für einen zu befürchtenden Missbrauch der erhobenen Daten auf, den die bisherige Regelung erlaubt 
hatte. Längerfristige und weiträumige Erfassungen ermöglichen Bewegungsprofile der Verkehrsteilnehmer 
und damit Eingriffe mit verhaltenssteuernder Wirkung von erheblichem Gewicht (s. hierzu BVerfG, NJW 
2008, 1505, Rn. 92, 73f., 86, 90, 138, 142). 

Das Gleiche gilt für die vierte Schutzmaßnahme. Der Entwurf verbietet auch einen flächendeckenden 
stationären Einsatz des Fahndungsmittels. Auch dieses wäre eine unverhältnismäßige Form der Datener-
hebung, die eine Erlaubnisnorm positiv verhindern muss.  
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3. Ergebnis 

Der Gesetzentwurf enthält eine verfassungskonforme Regelung der Kraftfahrzeugkennzeichenüberwa-
chung. Für diese auf Gefahrenabwehr beschränkte Regelung hat das Land die Gesetzgebungskompetenz. 
Die auf wenige Anlässe und einen engen Zweck begrenzte Erlaubnisnorm ist ausreichend bestimmt. Sie 
enthält klare Eingriffsschwellen, die dem Eingriffszweck gerecht werden. Durch die notwendigen und un-
verzichtbaren Schutzvorkehrungen ist die Regelung insgesamt auch verhältnismäßig. 
 
 
 
gez. Roßnagel 
(Prof. Dr. A. Roßnagel)  
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